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Verhandlunß-enUber Entschädigung der Besatzungsopfer 

547/A.B. 

zu 594/J An fra g e b ea n tw 0 rt un g 

Die Abg.Ferdine.nda F 1 os s man n und Genossen riehteten am 
• 

20.November an den Finanzminister eine Anfrage bezüglich der Entschädigung 

an Besatzungs opfer. ,"Sie wiesen dara~f hin,' dass die Bundesregierung einen 

Betrag von 25 Millionen Schilling für jene Fälle vorgesehen ~abe, in denen 
",.' , . 

die Besa.tzungsmaoht die Ausstellung einer Bestätigung über zugefügta Sohä~ 

d.igungen verweigert. Der zugefügte Schaden sei von österreichisohen .Amts

stellen erhoben undg-esphätzt, eine Bezahlung duroh das Finanzmi,nisterium 

erfolge jedoohunter Hinweis auf das Verbot der Besatzungsmacht nicht. Die 

Abgeordneten fragten den Minister, ,ob er die Finanzämter anweisen wolle, 

in diesen Fällen auf Kosten der künftigenGut~aohung einstweilige Vorschüsse 

zu zahlen. 

Bezugnebmendauf diese ilnfra.ge teilt,nu~ehr Bundesminister für 

Finanzen Dr.K ami t z mit, dass derzeit mit der in Frage k'ommenden J?e

satzungsmaoht im Gegenstande Verhandlungen geführt werden. Er behalte sich 

vor, naoh Abschluss dieser Verhandlungen auf die Anfrage zurückzukommen. 
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